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Abschnitt 5
Sonderbestimmungen fiir Bedienstete des ¢ffentlichen Dienstes

8 10. (1) Fur Bedienstete, die in einem
1. Dienstverhéltnis zum Bund,
2.in § 1 Abs. 1 Z 4 angefiihrten Dienstverhaltnis,
3. Dienstverhaltnis gemal § 1 Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBI. Nr. 86,
stehen, gelten die Abweichungen der folgenden Absatze.
(1a) Abschnitt 1a ist nicht anzuwenden.
(2) 8 2 Abs. 5 letzter Satz und § 5 Abs. 3 letzter Satz ist mit der MalRgabe anzuwenden, dass Karenz
gewahrt werden kann, sofern nicht zwingende dienstliche Griinde entgegenstehen.
(3) Lehrer kdnnen aufgeschobene Karenz nicht in den letzten vier Monaten des Schuljahres in
Anspruch nehmen.

(4) 82 Abs. 8 ist nicht anzuwenden. Wird der gemeinsame Haushalt des Vaters mit dem Kind
aufgehoben, so endet die Karenz nach diesem Bundesgesetz. Der Bedienstete gilt ab diesem Zeitpunkt bis
zum Ende der urspriinglich nach diesem Bundesgesetz gewahrten Karenz als gegen Entfall der Bezlige im

www.ris.bka.gv.at Seite 1 von 4



R | S Bundesrecht konsolidiert

Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften beurlaubt. Wenn es der Dienstgeber jedoch begehrt, hat der
Bedienstete vorzeitig den Dienst anzutreten.

(5) § 4 ist mit der MaBRgabe anzuwenden, dass der Beamte aufgeschobene Karenz zu dem von ihm
gewiinschten Zeitpunkt in Anspruch nehmen kann.

(6) 84 Abs. 3 zweiter bis letzter Satz und Abs. 4 zweiter Satz ist auf Bundesbeamte, Landeslehrer
(81 Abs.1 LDG 1984), Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer (§1 Abs.1 LLDG 1985),
Klassenlehrer, Richteramtsanwaérter und Richter nicht anzuwenden.

(7) Statt § 7 Abs. 3 sind die 88 20 bis 22 MSchG anzuwenden.

(8) § 7h Abs. 2 ist auf Lehrer, die eine im § 8 Abs. 1 BDG 1979, BGBI. Nr. 333, im § 55 Abs. 4 oder
5 LDG 1984, BGBI. Nr. 302, oder im § 56 LLDG 1985, BGBI. Nr. 296, angefiihrte Leitungsfunktion
ausiiben oder mit einer Schulaufsichtsfunktion betraut sind, auf Beamte des Schulaufsichtsdienstes, auf
Bedienstete des Schulqualitdtsmanagements und auf Bedienstete in der Schulevaluation nicht
anzuwenden.

(9) Eine Beschéftigung im Sinne des § 7b Abs. 3 bedarf der Genehmigung durch die Dienstbehdrde
(Personalstelle). § 56 Abs. 4 BDG 1979 ist anzuwenden.

(9a) § 7c ist mit den Anderungen anzuwenden, die sich aus § 23 Abs. 5 MSchG ergeben.

(10) 88 Abs.1 ist auf Bundesheamte, Landeslehrer (§1 Abs.1 LDG 1984), Land- und
forstwirtschaftliche Landeslehrer (§1 Abs.1 LLDG 1985) und Klassenlehrer mit der Malgabe
anzuwenden, dass diese Beamten einen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung langstens bis zum Ablauf des
siebenten Lebensjahres oder einem spateren Schuleintritt des Kindes haben. Die Bestimmungen des § 8
Abs. 1 betreffend Ausmal® und Lage der Teilzeitbeschaftigung und 8 8b Abs. 5 und 6 sind mit folgenden
Abweichungen anzuwenden:
1. Eine Teilzeitbeschéftigung ist im Ausmald einer Herabsetzung
a) bis auf die Halfte der fir eine Vollbeschaftigung vorgesehenen Wochendienstzeit
(Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm) oder

b) unter die Halfte der fir eine Vollbeschaftigung vorgesehenen Wochendienstzeit
(Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm) fir die beantragte Dauer, wéhrend der der Vater
Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld hat,

zu gewahren.
2. Das Ausmall der Herabsetzung ist so festzulegen, dass die verbleibende regelmaRige
Wochendienstzeit (Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm) ein ganzzahliges Stundenausmal® (bei
Lehrerinnen ganze Unterrichtsstunden) umfasst. Die verbleibende regelmaRige Wochendienstzeit
(Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm) gemdl Z 1 lit. a
a) darf nicht unter der Halfte der fir eine Vollbeschéftigung erforderlichen regelmédRigen
Wochendienstzeit (Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm) und

b) muss unter der fiir eine Vollbeschéftigung erforderlichen regelméBigen Wochendienstzeit
(Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm)

liegen.

3. Eine Teilzeitbeschéftigung darf von der Dienstbehérde nur dann abgelehnt werden, wenn der
Beamte infolge der Teilzeitbeschaftigung aus wichtigen dienstlichen Griinden weder im Rahmen
seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem anderen seiner dienstrechtlichen Stellung
zumindest entsprechenden Arbeitsplatz verwendet werden kdnnte.

4. Die Bestimmungen Uber den Kindigungs- und Entlassungsschutz gelten auch wahrend eines
Rechtsmittelverfahrens betreffend die Ablehnung der Teilzeitbeschaftigung.

5. § 8f ist mit den Anderungen anzuwenden, die sich aus den §§ 20 bis 22 MSchG ergeben.

6. Bei der stundenmaligen Festlegung der Zeitrdume, in denen der Beamte Dienst zu versehen hat,
ist auf die personlichen Verhéltnisse des Beamten, insbesondere auf die Griinde, die zur
Teilzeitbeschaftigung gefiihrt haben, so weit Riicksicht zu nehmen, als nicht wichtige dienstliche
Interessen entgegenstehen.

7. Die Dienstbehdrde kann auf Antrag des Beamten eine Anderung des AusmaRes oder die
vorzeitige Beendigung der Teilzeitbeschaftigung verfiigen, wenn keine wichtigen dienstlichen
Interessen entgegenstehen.

8. Auf Landeslehrer, die Teilzeitbeschaftigung in Anspruch nehmen, ist § 47 Abs.3 und 3a
LDG 1984 anzuwenden.
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(11) Lassen bei den in Abs. 10 angefilhrten Beamten die besonderen Umsténde des Dienstes eine
genaue Einhaltung eines ganzzahligen Ausmalies an Stunden (bei Lehrern an Unterrichtsstunden) nicht
zu, so ist es so weit zu Uberschreiten, als es nétig ist, um seine Unterschreitung zu vermeiden.

(11a) Die Bestimmungen (ber die Bandbreite bei der Teilzeitbeschaftigung sind auf
Vertragslehrpersonen nach dem VBG, Landesvertragslehrpersonen nach dem
Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 — LVG, BGBI. Nr.172/1966, und dem Land- und
forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrpersonengesetz — LLVG, BGBI. Nr. 244/1969, mit der MafRgabe
anzuwenden, dass die fir eine Vollbeschaftigung vorgesehene Lehrverpflichtung bzw. Jahresnorm um
mindestens 20 vH reduziert wird und 30 vH nicht unterschreitet.

(12) Ein im Abs. 10 angefihrter Beamter kann Uber die fur ihn malgebende Wochendienstzeit
hinaus zur Dienstleistung nur herangezogen werden, wenn die Dienstleistung zur Vermeidung eines
Schadens unverziglich notwendig ist und ein Bediensteter, dessen Wochendienstzeit (Lehrverpflichtung
bzw. Jahresnorm) nicht herabgesetzt ist, nicht zur Verfligung steht. Die Zeit einer solchen zusatzlichen
Dienstleistung ist entweder durch Freizeit auszugleichen oder nach den besoldungsrechtlichen
Vorschriften abzugelten. Bei Lehrern ist ein solcher Freizeitausgleich unzuléssig. Der erste Satz ist auf
Lehrer nicht anzuwenden, deren Lehrverpflichtung um hoéchstens 25% herabgesetzt ist.

(12a) Abs. 12 ist auf Vertragsbedienstete und auf Landesvertragslehrpersonen nach dem
Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 (LVG), BGBI. Nr. 172 und dem Land- und forstwirtschaftlichen
Landesvertragslehrpersonengesetz (LLVG), BGBI. Nr. 244/1969 sinngemaR anzuwenden.

(13) 88 Abs. 1 ist auf Richteramtsanwarter und Richter mit der Mafgabe anzuwenden, dass sie
Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung langstens bis zum Ablauf des siebenten Lebensjahres oder einem
spateren Schuleintritt des Kindes haben. Die Bestimmungen des § 8 Abs. 1 betreffend Ausmal® der
Teilzeitbeschaftigung und des § 8b Abs. 5 und 6 sind auf Richteramtsanwaérter und Richter mit folgenden
Abweichungen anzuwenden:

1. An die Stelle der Teilzeitbeschéftigung tritt die Teilauslastung. Unter Teilauslastung ist eine

ErméRigung des regelmaRigen Dienstes bis auf die Halfte zu verstehen.

2. Fur die vorzeitige Beendigung einer Teilauslastung gilt § 76¢ RStDG.

(14) Auf die Gbrigen von Abs. 8, 10 und 13 nicht erfassten Bediensteten ist § 8f Abs. 2 letzter Satz
nicht und 88 8, 8a und 8b Abs. 10 mit der MalRgabe anzuwenden, dass
1. eine Teilzeitbeschaftigung jedenfalls nicht zuldssig ist, wenn der Bedienstete infolge der
Teilzeitbeschéftigung aus wichtigen dienstlichen Griinden weder im Rahmen seines bisherigen
Arbeitsplatzes noch auf einem anderen seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest
entsprechenden Arbeitsplatz verwendet werden kénnte, und

2. § 8f mit den Anderungen anzuwenden ist, die sich aus den §§ 20 bis 22 MSchG ergeben.
(15) § 7b Abs. 2 ist auf Richter nicht anzuwenden.

(16) § 9a ist nicht anzuwenden auf

1. 6ffentlich-rechtliche Dienstnehmer und

2. Vertragsbedienstete, deren Dienstverhéltnis vor dem 1. Jdnner 2003 begonnen hat, soweit nicht
durch Verordnung gem&R 8§46 Abs.1 letzter Satz des Betrieblichen Mitarbeiter- und
Selbstandigenvorsorgegesetzes (BMSVG), BGBI. I Nr. 100/2002, etwas anderes angeordnet
wird.

(17) 88 8a, 8b Abs. 10, 8c, 8f Abs. 2 letzter Satz und 8h sind auf 6ffentlich-rechtliche Dienstnehmer
nicht anzuwenden.

(18) 888c Abs.1 und 8d Abs.1 sind fir Dienststellen, die nicht unter den II. Teil des
Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1974, fallen, mit der MaRgabe anzuwenden, dass an die Stelle
des Betriebsrates die Personalvertretung tritt.

(19) 8&8e st auf Beamte mit der MaRgabe anzuwenden, dass bei Ablehnung der
Teilzeitbeschaftigung durch die Dienstbehdrde gemaR Abs. 10 Z 3 der Dienstnehmer an Stelle der
Teilzeitbeschaftigung oder bis zur rechtskréftigen Bescheiderlassung Karenz beanspruchen kann. Wurde
die Teilzeitbeschaftigung rechtskréftig abgelehnt, kann der Beamte binnen einer Woche nach Rechtskraft
bekannt geben, dass er Karenz langstens bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes in
Anspruch nimmt.

Anmerkung
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vgl. 8 14 Abs. 11

Schlagworte

BGBI. Nr. 333/1979, BGBI. Nr. 302/1984, BGBI. Nr. 296/1985, BGBI. Nr. 86/1948,
Universitatsprofessor, Hochschulprofessor, Kiindigungsschutz, Adoptiveltern, BGBI. Nr. 172/1966
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13.10.2023

Gesetzesnummer
10008674

Dokumentnummer
NOR40229878

www.ris.bka.gv.at Seite 4 von 4



	Abschnitt 5
	Sonderbestimmungen für Bedienstete des öffentlichen Dienstes


